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BESSER MIT BETRIEBSRAT! 

B e tr i eb sra t s h an d e l n b e i  E i n s te l l u n ge n und  E n t l a s s un ge n  

IG Metall  

Alfeld-Hameln-Hildesheim 

Der Betriebsrat engagiert sich für gerechtere Arbeitsbedingungen und schützt vor Kündigung. Eine 

These, die sich aus dem Gesetzestext heraus begründet und durch den betrieblichen Alltag ge-

stützt wird. – Obwohl der Betriebsrat in dieser Frage keine tatsächliche, sondern nur eine beding-

te Mitbestimmung ausüben kann.  

Informationen zur BR-Wahl  

Überblick 

 

1. BR-Wahl - Mitmachen 

2. Aufgaben des Betriebsrats 

3. Betriebliche Mitbestimmung 

4. Die Bedeutung des Betriebs-

rats bei Einstellungen und Ent-

lassungen 

5. Beschäftigung entwickeln 

6. Eigene Interessen wahren! 

Bei personellen Einzelmaßnahmen, 

wie zum Beispiel Einstellung oder Ver-

setzung, ist der Betriebsrat vorher vom 

Arbeitgeber zu unterrichten und des-

sen Zustimmung einzuholen. In be-

stimmten Fällen, die gesetzlich vorge-

geben sind, kann der Betriebsrat seine 

zu begründende Zustimmung verwei-

gern. 

 

Das Betriebsratshandeln entfaltet sich 

bei Neueinstellungen für die Be-

schäftigten bereits zu einem Zeitpunkt, 

wenn sie noch nicht im Betrieb ange-

stellt sind. Die Rechte des Betriebsra-

tes führen unter anderem dazu, dass 

ein Teil der arbeitsvertraglichen Rege-

lungen vorgegeben sind und nicht un-

terschritten werden dürfen. Hierzu ge-

hören unter anderem die Themen wie  

 

 Arbeitszeiten und  

 Eingruppierung  

 sowie - allgemein formuliert - die 

Einhaltung der zur Anwendung 

kommenden Tarifverträge.  

 

Zudem prüft der Betriebsrat in Zusam-

menhang mit Neueinstellungen, ob 

eine Bewerberin oder ein Bewerber 

benachteiligt  worden sein könnte.   

 

Auch in Bezug auf die Betriebsangehö-

rigen kann sich das Betriebsratshan-

deln bei Neueinstellungen auswir-

ken.  

 Der Betriebsrat schützt betriebs-

angehörige Beschäftigte gegebe-

nenfalls vor Benachteiligung.  

 Zudem kann er zum Beispiel eine 

aufwertende Veränderung der 

Tätigkeit mit neuer Eingruppie-

rung oder einen sogenannten 

Ringtausch (Versetzung) vor-

schlagen, der die Interessen aller 

beteiligten Beschäftigten gleich-

berechtigt berücksichtigt. Dies 

könnte auch die individuelle be-

rufliche Förderung der Be-

schäftigten initiieren. 

 Verlangt der Betriebsrat die be-

triebliche Ausschreibung der 

freien Stelle, leistet er in diesem 

Fall unter Umständen einen Bei-

trag zur Förderung der Beschäftig-

ten im Betrieb. 

 

In diesem Handlungsfeld wird seitens 

der Beschäftigten hin und wieder die 

positive Wirkung des Betriebsrats-

handelns für die beteiligten Arbeit-

nehmenden zunächst verkannt und 

möglicherweise nicht entsprechend 

gewürdigt.  

 

Alle beteiligten Arbeitnehmenden 

bringen selbstverständlich ihr Kön-

nen und Wissen ein. Sie begründen 

Weiterlesen 

 

§ 99 Abs. 1 BetrVG 

„In Unternehmen mit in der Regel 

mehr als zwanzig wahlberechtigten 

Arbeitnehmern hat der Arbeitgeber 

den Betriebsrat vor jeder Einstellung, 

Eingruppierung, Umgruppierung und 

Versetzung zu unterrichten […]“ 

§ 102 Abs. 1 BetrVG 

„[…] Eine ohne Anhörung des Be-

triebsrats ausgesprochene Kündigung 

ist unwirksam.“ 

https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__99.html
https://www.gesetze-im-internet.de/betrvg/__102.html
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damit die individuelle Voraussetzung, 

um die von Betriebsrat und Gewerk-

schaft mittels Tarifverträgen geschaffe-

nen Rahmenbedingungen möglichst 

optimal für sich zu nutzen.  

Ein Zusammenwirken von Interessen-

vertretung und Arbeitnehmenden, das 

leider zu oft nicht auf der ”Haben-

Seite“ des Betriebsrates beziehungs-

weise der Arbeitnehmenden verbucht 

wird.  

 

Anhörungs– und Widerspruchsrecht 

Im Falle von arbeitgeberseitigen Kün-

digungen kann das Engagement eines 

Betriebsrates im Sinne des Arbeitneh-

menden nicht hoch genug bewertet 

werden. Der Betriebsrat verfügt in die-

sen Fällen über ein Anhörungs- und in 

bestimmten Fällen über ein Wider-

spruchsrecht. Er kann seine Zustim-

mung zur Kündigung verweigern, wenn 

der Arbeitgeber gegen gesetzliche Vor-

gaben verstößt.  

Seine Bedenken bezüglich einer ar-

beitgeberseitigen Kündigung kann 

der Betriebsrat immer äußern. Aus 

juristischer Sicht spielen die Beden-

ken des Betriebsrates zwar eher eine 

untergeordnete Rolle; sie können 

jedoch ein Umdenken auf Seiten des 

Arbeitgebers bewirken. Wenn der/die 

betroffene Beschäftigte eine Kündi-

gungsschutzklage vor dem zuständi-

gen Arbeitsgericht führen sollte, kön-

nen die Bedenken des Betriebsrates 

wichtige Hinweise zum Hintergrund 

des Sachverhalts beitragen.  

 

Deshalb ist es bei einer ordentlichen 

Kündigungen und auch bei außeror-

dentlichen Kündigungen unabding-

bar, dass der oder die betroffene Be-

schäftigte am jeweiligen Betriebsrats-

handeln aktiv mitwirkt.  

 

Sollte die ursprüngliche Kündigungs-

absicht des Arbeitgebers durch das 

gemeinsame Handeln abgemildert 

werden können, wird auch in diesem 

Handlungsfeld der Vorteil eines Be-

triebsrates für die Arbeitnehmenden 

unmittelbar offenbar.  

 

Aus Sicht der betrieblichen Mitbestim-

mung wird das Betriebsratshandeln 

auch bei für den Beschäftigten negati-

vem Ausgang nicht geschmälert, weil 

Sorge dafür getragen wurde, dass be-

stehende Regularien eingehalten wur-

den. Betroffene Beschäftigte in be-

triebsratslosen Betrieben kennen den 

Unterschied nur zu genau. 

 

Fazit: Bei der Begründung eines Ar-

beitsverhältnisse oder dessen Beendi-

gung achten Betriebsräte auf die Ein-

haltung von Spielregeln, die entschei-

dend für die gesellschaftliche Teilhabe 

der Beschäftigten sind. 


